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¿insftazm ß c ^ e n iU ^ c z  /iasgaScn, abcz wo un i foU?

G esellsdiaftliche N otw endigkeiten und H aushaltspolitik

Unter drei Gesidilspunkten wird 
jeweils, wenn auch von ver­

schiedenen Seiten, die Forderung 
nadi einer Herabsetzung der öf- 
fentlidien Ausgaben gestellt, näm­
lich aus Gründen der W ährungs­
stabilität, zur Dämpfung der über­
hitzten Konjunktur und schließlich 
aus Gründen der Sparsamkeit in 
der öffentlichen Haushaltsw irt­
schaft. Ist diese Forderung w irk­
lich berechtigt und realisierbar?

B esteh t eine G efährdung  
d er W ährungsstabilitä t?

Die W ährungsstabilität kann von 
einer übersteigerten Ausgaben­
wirtschaft des Staates nur gefähr­
det werden, wenn die Deckung 
•dieser Ausgaben in ungesunder 
W eise erfolgt. Die Finanzierung 
ist ungesund, wenn der Staat seine 
Deckungsmittel nicht mehr in 
Steuern oder regulären, im M arkt 
plazierten A nleihen findet, son­
dern auf d ie  Notenbank zurück­
greifen muß. In einer solchen Lage 
w aren wir in den vergangenen 
Jahren nicht, und eine solche Not- 
wencligkeit deutet sich auch in der 
Zukunft nicht als zwingend an.

Ausgabenbeschränkung  
a ls konjunkturpolitisches M ittel

Die Frage der Ausgabenbeschrän­
kung zu Zwecken der Konjunktur­
dämpfung ist weniger eindeutig 
mit „Ja“ oder „Nein" zu beant­
worten. Theoretisch und von den 
Erfahrungen der Krisenzeiten aus­
gehend, sollte der Staat antizykli­
sche Finanzpolitik treiben, d. h. die 
Ausgaben in guten Zeiten drosseln 
und in schlechten Zeiten erhöhen. 
Ist es auch praktisch möglich? Was 
schlechte Zeiten sind, ist mit eini­
ger Sicherheit zu beantworten. 
W as gute Zeiten sind, w ird nicht 
schlechthin durch Tatsachen, wie 
Mangel an Arbeitskräften und Lei­
stungskapazität dokumentiert. W ie 
ein Unternehmen, so kann auch 
die gesamtwirtschaftliche Verfas­
sung im aktuellen Status gut und 
gleichwohl von latenten Gefahren

bedroht sein. W ir haben in Bund, 
Ländern und Gemeinden den Nach­
holbedarf, den der Krieg verur­
sacht hat, bis heute noch nicht auf­
geholt. Noch immer fehlen W oh­
nungen, Schulen, Krankenhäuser, 
Alters- und Jugendheim e sowie 
sonstige soziale und kulturelle Ein­
richtungen.

D ie U m strukturierung  
des gesellschaftlichen Lebens , . ,

Vor allem stehen w ir aber einer 
perm anenten Um strukturierung un­
seres gesellschaftlichen Lebens als 
Folge einer perm anenten tedini- 
schen Revolution gegenüber. Das 
ist das eigentliche Kennzeichen der 
Nachkriegszeit. Nicht m ehr ein­
zelne säkulare Erfindungen oder 
Ereignisse wie die Eisenbahn, die 
Elektrizität oder eine verhältnis­
mäßig langsame Industrialisierung 
beeinflussen heute die gesell­
schaftliche Struktur, sondern die 
Industrie und mit ihr das gesamte 
Marktgeschehen sind in einem ge­
radezu revolutionären Prozeß tech­
nischer Umbildung, dessen Ende 
nicht abzusehen ist.

Dazu kommt die notwendige Um- 
orientierüng auf politisch bedingte 
neue M arkträume, sozusagen eine 
neue A rt innerer Kolonisation, die 
an Stelle der alten  Kolonisation 
getreten ist und bei der wir uns 
selbst jene Entwicklungshilfe lei­
sten müssen, von der unsere wei­
tere Lebenskraft abhängt. Schließ­
lich ist, ökonomisch betrachtet, 
auch die äußere Entwicklungshilfe, 
jedenfalls für die Bundesrepublik, 
ein neuer Faktor, der zwar nicht 
in der Absicht, wohl aber in der 
W irkung den expansiven Impulsen 
der kolonialen Zeit ähnelt.

. . .  erfo rdert gew a ltige  M itte l

Diese neuen gesellschaftlichen 
Notwendigkeiten müssen sich natur­
gemäß auch auf den Konten des 
Staates in gewaltigen Ausgabe­
blöcken niederschlagen. Ä nderun­
gen unserer Infrastruktur auf dem

Gebiet der Verkehrsgestaltung, 
Anpassung des Städtebaus an die 
neuen gew erb li^en  und sozialen 
Notwendigkeiten, hygienische Vor­
sorge eines bisher nicht gekannten 
Umfanges bei der Abwässerrege­
lung und Luftreinigung, Gesund­
heitsfürsorge durch Anpassung der, 
Kirankenhäuser und ihrer Ausstat­
tung an die Erfordernisse der W is­
senschaft und schließlich Wisseh- 
schaftsförderung überhaupt in ge­
waltigem Umfange, das sind ein­
fach Notwendigkeiten für die Zu­
kunft, denen w ir uns audi bei 
guter Konjunkturlage der Gegen­
w art nicht entziehen können. Es 
w äre ein Schildbürgerstreich, diese 
Investitionen zu kürzen und damit 
unsere Zukunft zu kompromittieren.

Auf einem anderen Gebiet scheint 
dagegen eine Revision durchaus 
am Platz. Die wirtschaftlidie Um­
strukturierung ist nicht überall 
erfolgt oder ausreichend erfolgt. 
Sie ist auf gewissen Gebieten 
durch erhebliche Subventionen auf­
gehalten worden. Für eine Über­
gangszeit mag die Notwendigkeit 
der Subventionierung gerechtfer­
tigt sein, sie  ist aber auf die 
Dauer nicht gerechtfertigt, wo 
marktwirtschaftlich eine übernom­
mene Struktur nicht gehalten wer­
den kann.

B eschränkte E lastiz itä t 
des öffen tlichen  H aushalts

Zur dritten Frage nach der not­
wendigen Sparsamkeit in den öf­
fentlichen H aushalten kann ein 
Finanzminister natürlich im Grund­
satz nur „ja“ sagen. Dieser Spar­
samkeit wird aber im allgemeinen 
tatsächlidi durch die beschränkte 
Elastizität des Haushaltsgebarens 
Rechnung getragen.

Unter den sogenannten fortdau­
ernden Ausgaben liegt der größte 
Block, die Personaläusgaben, fest. 
Es w äre eine unzulässige Simpli- 
fizierung der tatsädilichen Gege­
benheiten, ein. Einfrieren von Löh­
nen und G ehältern ausschließlich 
im öffentlichen Dienst für realisier­
bar zu halten. Es muß zudem niit 
einer gewissen stetigen Ausweitung
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dès personellen Apparats geredi­
ne t werden, da eben die in der 
m odernen Gesellsdiaft an den 
Staat herangetragenen Infrastruk- 
türaufgaben audi eine V erstärkung 
der personellen Ausrüstung bedin­
gen. Das Gebiet des Ausbaues der 
U niversitäten und wissensdiaft- 
lidien Institute ist hierfür -ein ekla­
tantes Beispiel. Aber ebenso und 
aus den gleidien Gründen müssen 
diejenigen fortdauernden Ausga­
ben ansdiwellen, w eldie die Behör­
den zur Erfüllung ihrer Aufgaben 
im W ege neuer oder verbesserter 
Leistungen braudien. Jede neue 
Institution, die in  Dienst gestellt 
wird, bringt neue und also zusätz­
lid ie laufende Ausgaben mit sidi. 
Um audi h ier ein Beispiel zu ge­
ben: Die sädilidien Ausgaben für 
Sdiule und Universität erhöhen 
sid i in  Hamburg nadi den Voran- 
sdilägen für das Jah r 1963 um 
m ehr als 14®/» gegenüber 1962.

Bei den einmaligen Ausgaben, 
die zum Teil als außerordentlidie 
A usgaben bezeidinet werden, fehlt 
es n id it m inder an Bewegungs­
spielraum. In W irklidikeit handelt 
es sid i h ier zu 90®/# um Fortset­
zungsmaßnahmen und eben um 
jene unabdingbaren Infrastruktur­
vorhaben, denen w ir uns nidit ent­
ziehen können. Idi glaube sogar, 
daß m an gerade diese Ausgaben, 
audi ohne unm ittelbare Rendite,

als werbende Ausgaben bezeidinen 
kann, weil sie  d e r Zukunftssidie- 
rung dienen, da w ir ohne sie 
unsere Lebenskraft und damit audi 
unsere steuerlidie Ertragskraft ein­
büßen würden.

M ehr E igenveranttcortlichkeit 
notw endig!

Mit diesem Bekenntnis zu einer 
gewissen Ausgabefreudigkeit soll 
aber naturgemäß n id it jede Forde­
rung an den Staat legitim iert w er­
den. Es muß mit Besorgnis zuge­
geben werden, daß im Staatsbür­
ger von heute das Gefühl der 
Eigenverantwoirtlidikeit im Sdiwin- 
den ist und daß mandie Aufgaben 
als gesellsdiaftsnotWendig firmiert 
werden, die es keineswegs sind. 
Der Staat darf weder Träger pri- 
vatw irtsdiaftlidien Risikos sein 
nodi Aufgaben übernehmen, die 
nur Angelegenheit von interessier­
ten Gemeinsdiaften oder Indivi­
duen sind und im Rahmen ihrer 
Interessen von ihnen selbst gelöst 
werden müssen. So wird sidi also 
immer unter dem  Gesiditspunkt 
der Sparsamkeit das Problem der 
Abgrenzung stfellen und mit A n­
legung eines strengen Maßstabes 
zu bemessen sein.

Insoweit ist eine W adisam keit 
in Permanenz, aud i seitens der 
öffentlidikeit, nur zu begrüßen.

S ena tor Dr. W eichm ann

V or den Einsparungen stehen Tabus!

E in e  Erörterung über die Einspa­
rung öffentlidier Ausgaben sollte 
m an teilen, indem man einerseits 
allgem ein nad i dem Sinn der Ein­
sparungen fragt und andererseits 
n ad i ihrem  Zeitpunkt. Die Ant­
w ort auf diesen Aspekt fällt leiditj 
denn der antizyklisdie Auftrag der 
Staatsfinanzw irtsdiaft w ird heut­
zutage wohl von niemand mehr 
ernsthaft bestritten. W eil die Pri- 
vatwirtsdi-aftskonjunktur eine W el­
lenlinie geblieben ist, soll die 
S taatsw irtsdiaftskonjunktur so ver­
laufen, daß durdi gegenläufige 
Ü berlagerung die Auswirkungen 
der W ellen kaum  zu spüren sind. ' 
A llerdings hat m an mit diesem 
G rundsatz nodi n id it die absolute 
K larheit für den konkreten Fall

gesdiaffen. W eldier Zyklus der 
Produktion oder der Preise soll 
z.B. unterlaufen werden, in wel­
d ier Phase und mit w eldier Dosis 
soll es gesdiehen? Darüber wird 
es in Staat und Gemeinden, bei 
den Kirdien und Sozialfisci immer 
aufs neue Diskussionen geben, zu­
mal audi die am Auftragsvolumen 
beteiligten Unternehmer und Ar­
beitnehm er soldie Auseinanderset­
zungen fördern. Partielle und ge­
nerelle Interessen liegen hier nun 
einmal m iteinander im Streite. 
Aber ungeaditet soldi konkreter 
Differenzen gilt dodi der Impera­
tiv einer rationalen Staatsfinanz­
wirtsdiaft: Sorge prim är für Voll­
besdiäftigung durdi Stimulantien 
in der Flaute und durdi Bremsen

während der Hodikonjunktur! Bei 
der rasdien Phasetifolge des kon­
junkturellen Auf vund Ab läuft 
kein Fiskus dabei Gefahr, mit gro­
ßen Projekten zu spät zum Zuge 
zu kommen.

G roße S ta a tsfin a n zw ir tsd ia ft
und „fiskalische Sparsam keit“

Sdiwieriger fällt einem die Be­
urteilung der generellen Maxime 
„fiskalisdie Sparsam keit“. Diese 
läßt sidi zwar mit viel Pathos vor­
tragen. Aber um stritten b le ib en ' 
ihre Vorzüge dodi. Denn vom Ge­
deihen des öffentlidien, zwisdien- 
m ensdilidien A ussdinitts unserer 
Existenz hängt mehr für den W ohl­
stand ab, als der Beurteiler mei­
stens zugestehen will. Das starke 
Drittel des Bruttosozialprodukts, 
das sidi in den öffentlidien Kassen 
sainmelt und nadi den Leitlinien 
der , Staatsfinanzwirtsdiaft die 
Volkswirtsdiaft befruditet, ist ge­
wiß z. T. die Folge der Aufgabe, 
das Erbe der Kriege und der Ko­
lonialpolitik dieses Jahrhunderts 
zu liquidieren. Der Lastenausgleidi, 
die Rentenreform, teilw eise audi 
die Grünen und M ittelstandspläne 
lassen sidi neben die Kriegsopfer­
versorgung, die Entwidclungshilfe 
und die Rüstungsetats stellen. Ein 
anderer, nicht minder gewichtiger 
Teil der öffentlichen Aufgaben ist 
aber einfadi d ie  Konsequenz der 
Verdichtung der Menschen im 
Staatsraum und der damit einher­
gehenden Kräftigung der zwischen- 
mensciilithen Bedarfskategorien. 
Eine Großstadt in Gang zu halten, 
setzt mehr zur Befriedigung ge­
langenden öffentlichen Bedarf vor­
aus als das Sozialleben eines flä- 
chenmäßig eben so großen bäuer­
lichen Distrikts, selbst dann, wenn 
es sich bei den Bauern nicht mehr 
um Selbstversorger handelt.

Also, eine große Staatsfinanzwirt­
schaft ist kein Zeichen leichtferti­
ger Ausgabensucht der Inhaber der 
Macht, sondern eine conditio sine 
qua non für die Staatsgesellschaft 
unserer Zeit. Die meisten Liberalen, 
die den Fiskus durch Steuerverm ei­
dung aushungem  möchten, ahnen 
gar nicht, was sie sich damit selbst 
antun würden. Deshalb folgt ihnen 
auch auf der ganzen W elt kein 
Finanzminister oder Kämmerer 
mehr, selbst wenn er den liberalen
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Parteien entstammt. Einmal ins Amt 
gelangt, unterliegt auch er dem 

• Zwange zur Werksfortsetzung.

Ü berm aß an  „Zteischenstaat“ !

Aber die Bereitschaft zur großen 
Staatsfinanzwirtschaft, zum „Kon- 
trollsystem ", wie es der Finanzsozio­
loge Fritz Karl Mann vor 35 Jahren 
als unserer Epoche angemessen be­
schriebenhat, enthebtnichtderA uf- 
gabe, auf Einsparungsmöglichkei­
ten zu sinnen oder sich doch wenig­
stens Rechenschaft zu geben, warum 
man diese oder jene nicht w ahr­
nimmt. c

In der jüngsten deutschen Finanz- 
w irtsdiaft liegen die ungenutzten 
Einsparungsmöglichkeiten am ehe­
sten in dem Übermaß an Zwi­
schenstaat, das sich die 54,6 Mill. 
W estdeutschen leisten. Knappen 
Regierungsbezirken und zentralen 
Orten von provinzieller Bedeutung 
sowie halben Provinzen ohne ge­
meinsame Historie wird eine Staat­
lichkeit eingeräumt —  mit Parla­
menten, Regierungen, W ahlen und 
W ahlgeschenken, als sei tatsäch­
lich Souveränität im Spiel. Daß sie 
es nicht sein kann, lehrt jeder Blick 
auf den horizontalen Finanzaus­
gleich: „Staaten“ mit Subventions­
bedarf für das Ordinarium sind ein 
W iderspruch in sich. Hier könnte 
Beachtliches eingespart werden; 
aber dieser Föderalismus ist tabu, 
und zwar nicht nur, weil er ein Be­
satzungserbe ist.

N ebenfU kus für E ntw icklungshilfe
Eine zweite Einsparungsmöglich­

keit besteht auf außenpolitischem 
Gebiet, nämlich bei der Geschenk­
praxis der sog. Entwicklungshilfe.

Zugegeben, die am erikanische Poli­
tik fordert auch von der Bundes­
republik, daß diese die Entwick­
lungspolitik zugunsten der selbst­
ständig gewordenen Länder des 
äquatornahen Erdgürtels dotiert.

Der amerikanischen Forderung ist 
nicht vollständig auszuweichen. 
Aber hier wäre ein Nebenfiskus am 
Platze, der prim är aus dem fiskali­
schen Niederschl^g der in W est­
deutschland stationierten Nato- 
Streitkräfte gespeist w ürde und 
hilfsweise aus Finanzströmen, die 
— wie die Kaffee- und Teesteuer — 
vor dem Siegeszug der allgemeinen 
Verbrauchs- und Umsatzbesteue­
rung einen finanzpolitischen Sinn 
der indirekten Breitenwirkung 
hatten, diesen aber längst einge­
büßt haben. Allerdings müßte man 
sich. Um hier konstruktiv zu werden, 
von dem Etatprinzip der Nonaffek- 
tation der Einnahmen lösen und zUr 
hilfsfiskalischen Verzweigung, die 
man zwar überall betreibt, aber nur 
selten zugibt, positiv, einstellen.

A u giass ta ll d e r  Subven tionen!

Die dritte Einsparungsmöglich- 
keit besteht auf dem w eiten Sektor 
der Subventionen. Aber gerade 
dieses Gebiet ist hochgradig tabu- 
iert. Staatliche Vergünstigungen 
finanzieller A rt durchsetzen das So­
zialleben so sehr, daß kein finanz­
politischer Herkules diesen Augias­
stall je  auszumisten vermöchte. 
Dabei muß hier besonders genau 
hingesehen werden: direkte Subven­
tionen, d. h. Auszahlurigen aus der 
Etatmasse, sind um keinen Deut 
schlimmer als die indirekten, die 
Einnahmeverzichte der Finanzge­
walten. Beide Formen gehören als

Sporn und Strafe essentiell zur plu­
ralistischen Sozialordnung, machen 
sie erst handlich und haltbar, aber 
verteuern wuchernd - ihre Finanz­
gebarung. W enn man schon ein­
sparen will, kann man hier anset­
zen, indem man Überholtes und 
Ausgeleiertes beschneidet und die 
Gleichmäßigkeit der Besteuerung 
wieder anstreben läßt.

Z eitliche S treckung d e r  A usgaben?

Eine vierte Einsparungsmög­
lichkeit wird zur Zeit viel bespro­
chen, ist aber nicht unbedenklich. 
Das ist die sog. zeitliche Streckung 
der Ausgaben. Zwar würden sich 
die Staatsdiener sehr wundern, 
wenn man ihnen zumuten würde, 
vierzehn s ta tt zwölf M onate mit 
ihrem veranschlagtem  Jahresgehalt 
auszukommen. Aber beim Straßen-, 
Schul- und Flottenbau, bei der Auf­
stellung von Divisionen, dem Er­
satz von Anlagen der öffentlichen 
Hand glauben manche, hier gehe die 
Streckung unauffälliger und w ider­
spruchsloser vor sich. M.E. ließe sich 
dieser Trick nur einmal anwenden, 
denn danach würde der gestreckte 
Teil der Etatansätze vom gewitzig­
ten Parlam ent so bemessen, daß 
14/14 zu 14/12 würden. Daß viele, 
auch Staatsaufgaben, z.B. im  Ver­
kehrswesen, solche Streckung nur 
zum Schaden d e r  Allgemeinheit 
vertragen, braucht nicht unterstri­
chen zu werden, denn Bauen im In­
frastrukturabschnitt bleibt billiger 
als Zuw'arten. N ur ein Etatausschnitt 
scheint vorläufig die Streckung ge­
radezu zu fordern; das sind die 
Etatansätze für die Entwicklungs­
hilfe.

Die
m

DEUTSCHE B U N D E S B A H N
unabhängig von Witterung und Jahreszeit für alle GGter

I h r  V e r k e h r s u n t e r n e h m e n

Bundesbahndirektion Hamburg
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B ru ttosozia lprodu kt 
und öffen tlich er B edarf

So bleibt als Ergebnis der Ein­
sparungsüberlegungen: da, wo Ein­
sparungen sozialökonomisch denk­
bar sind, erfolgen sie aus politi­
schen Gründen schwerlich j wo die 
Politik sie zuläßt, sind ihre sozial­
ökonomischen Folgen bedenklicher, 
als es für den Gesamtzustand auf 
w eite Sicht ohne die Einsparung 
wäre. Demnach sollte die Regel 
genügen, den öffentlichen Bedarf 
in Friedenszeiten nicht rascher 
wachsen zu lassen als in Parallele 
zum Bruttosozialprodukt. Die Paral­
le litä t braucht sich nicht mathema­

tisch exakt an die Kalenderjahre 
zu halten, sondern kann durchaus 
dem antizyklischen Auftrag gerecht 
werden. W enn man dann die viel 
berufene Stabilerhaltung der Bin­
nenkaufkraft der W ährungseinheit 
noch mit ins Konzept hereinneh­
men will, müssen allerdings die 
W achstumsraten real und nicht nur 
nominal zum Maßstab genommen 
werden, eine Einsicht, der sich der 
Bundeswirtschaftsminister zwar für 
das Bundesbudget für 1962 ver­
schloß, die er aber für das Jah r 
1963 entsprechend seiner neuen 
Politik des M aßhaltens gewährt 
wissen will. (W. H.)

W er m ehr fordert, muß audi m ehr zahlen!

U n se r  deutsches Verhältnis zum 
S taat w ar und ist durch zwei 
extrem e Thesen gekennzeichnet. 
Einerseits soll der Staat allmächtig 
alles leisten, wobei sich die Staats­
lenker kühn als die Vollstrecker 
des V olksinteresses hinstellen. Das 
w ar bei den Nazis ebenso wie 
heute bei den Kommunisten in der 
deutschen Sowjetzone. Anderer­
seits soll der Staat möglichst gar 
nichts selber unternehmen, da die 
Unternehm er in freier Initiative 
alles viel besser könnten.

Diese These ist durch das offen­
sichtliche grausame Versagen der 
S taatsanbeter 1945 und jetzt in der 
deutschen Sowjetzone so allgemein 
anerkannt, daß jeder Widerspruch 
als Ketzerei gilt.

U naufhaltsam  voachaende 
Staatsausgaben  , , .

Paradoxerweise sind die Staats­
aufgaben und -ausgaben in den 
letzten Jahren  trotzdem unaufhalt­
sam gewachsen. W ie kommt das? 
Die moderne Gesellschaft ist ein 
hochkomplizierter Mechanismus, in 
dem die Technik, Massenproduk­
tion und -konsum eine entschei­
dende Rolle spielen. Dieser Mecha­
nismus ist dauernd in voller Be­
wegung. Störungen in seinem Ge­
triebe stellen die Existenz der 
Gesellschaft in Frage, wie wir es 
nacJi 1945 erlebt haben. Der Bun­
deshaushalt zeigt schlüssig, daß, 
obwohl die S taatsinitiative vom

Bundeswirtschaftsminister geradezu 
in ideologischen Verruf gebracht 
wurde, die Regierung laufend und 
massiv in den gesellschaftlichen 
Ablauf eingreifen muß, wenn unser 
Gesellschaftssystem aufrechterhal­
ten werden soll.

. . .  nicht im  G egensatz zu r  priva ten  
B edü rfn isbefried igung

Es ist deshalb eine Täuschung, 
anzunehmen, die öffentlichen Aus­
gaben für den Staat stünden prin­
zipiell im Gegensatz zur privaten 
Bedürfnisbefriedigung. Zwar müs­
sen die Staatsausgaben durch Steu­
ern, also Belastungen des Privat­
aufkommens, gezahlt werden, in­
sofern ist die Animosität des 
Staatsbürgers gegen hohe Staats­
ausgaben selbstverständlich. Aber 
die bloße Frage, auf welche öffent­
lichen Leistungen der Steuerzahler 
denn verzichten möchte, zeigt die 
Ambivalenz d er Klage über die 
hohen Staatsausgaben; denn jeder 
möchte offenbar nur irgendeine 
Staatsleistung abgebaut sehen, die 
zufällig nicht seinen Lebensbereich 
trifft. In der großen Regel ist der 
Bürger mit dem Staatshaushalt 
selbst viel unm ittelbarer verfilzt, 
als er sich offenbar bewußt ist. Das 
zeigt ein Blick auf eine grobe Auf­
gliederung der öffentlichen Aus­
gaben:
1. Militärische Sicherheit;
2. Kriegsfolgeleistungenj
3. soziale Leistungen;
4. öffentlicher Verkehr;

5. Bildung, Ausbildung und For­
schung; '

6. Subventionen;
7. Entwicklungshilfe;
8. Allgemeine Verwaltung und 

Justiz zur Durchführung dieser 
Aufgaben.

ffe ltp o litiich e  Gegebenheiten  
en tscheidend fü r  M ilitärausgaben

Die Bundesregierung behandelt 
die 18-Mrd.-DM-Forderung des Mili­
tärhaushalts 1963 als a priori ge­
geben und nicht diskutierbar; das 
kann natürlich für diesen Posten 
so wenig wie für irgend einen 
anderen gelten. Aber trotz mög­
licher Abstriche im einzelnen, wird 
man ihn bei den weltpolitischen 
Gegebenheiten nicht wesentlich zu­
sammenstreichen können. Die Mili­
tärausgaben machten noch 1960 in 
der Bundesrepublik nur 3 ®/o des 
deutschen Sozialproduktes aus, in 
den USA dagegen 9 Vo und im neu­
tralen Schweden 5 “/o der jeweili­
gen Sozialprodukte. Da man an­
nimmt, daß die Sowjetunion etwa 
den gleichen Betrag für Rüstung 
ausgibt wie die USA, ist deren Pro­
zentsatz vom Sozialprodukt also 
noch höher, da ihr Sozialprodukt 
niedriger als das der USA ist. Für 
den einzelnen Steuerzahler sind 
diese Rüstungsausgaben übrigens 
auch der Preis für das subjektive 
Gefühl der Sicherheit. Das gilt un­
abhängig von der Frage, ob diese 
Sicherheit m ehr ist als eine Fata 
Morgana. Jedenfalls zahlen alle 
Völker der Erde heute diesen 
Preis ohne Murren, was logischer­
weise die objektive Sicherheit 
mehr gefährdet, als wenn kein 
Staat rüstete. Dieses Thema ist 
aber leider ein  „alter Hut".

Betrachten wir die Kriegsfolge­
lasten, so sind diese eine Bürde 
der deutschen Geschichte, Kriegs­
opferversorgung, W iedergutm a­
chung, 131er-Pensionen usw. um­
fassend. Da wir nicht vor uns 
selbst weglaufen können, sind an 
diesem Posten keine nennenswer­
ten Abstriche möglich.

S ozia le  S icherheit u n abdin gbar

Kommt der Posten der sozialen 
Leistungen, über den mit Vorliebe 
lamentiert wird. Aber gerade er 
ist die selbstverständliche Folge 
des modernen M assenstaates, der 
keine sozialen Erschütterungen ver­
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trägt, der es sich nicht leisten will 
und nicht leisten kann, Arbeits­
unfähige in Not zu lassen. Der 
Bundestagspräsident Gerstenmaier 
prägte vor einigen Jahren das 
W ort, das Höchstmaß an sozialer 
Leistung sei erreicht. Dieses aus 
konservativer Grundhaltung ent­
standene W ort ist nicht w iederholt 
worden. Abgesehen von allen ethi­
schen und sozialen Argumenten 
könnte unsere Konsumgesellschaft 
den Kaufkraftverfall von Millionen 
A lter und Kranker gar nicht ertra­
gen. Dieser Posten begründet die 
soziale Sicherheit, auf die heute 
keiner für seine Person zu ver­
zichten bereit ist.

Die ,,Finanzleistungen für den 
V erkehr werden allgemein als zu 
niedrig angesehen, und zweifellos 
sind sie durch private Initiative 
nicht zu ersetzen.

Für Bildung und Forschung, die 
wir zum größten Teil über die 
Bundesländer und Gemeinden finan­
zieren, leisten w ir eher zu wenig 
als zu viel. Der innere und äußere 
Zustand unserer Schulen und Labo­
ratorien entscheidet über die in­
tellektuelle und m aterielle Zukunft 
unserer Kinder. Da unser Lebens­
standard in direktem  Verhältnis 
zur Höhe unserer Ausgaben auf 
diesem Gebiet steht, würden sich 
M ehrbelastungen auf die Dauer 
bezahlt machen.

K ritik  an  Subventionen  
un d E ntw icklungshilfe

Ein kritischer Punkt des Etats 
sind die Subventionen, über deren 
Ausmaß offenbar kein voller Über­
blick vorhanden ist. Dabei sind 
diejenigen Subventionen noch am 
vertretbarsten, die offen gezahlt 
werden wie der „Grüne Plan“, der 
die Aufgabe hat, den natürlichen 
Tempo-Nachteil der Rationalisie­
rung der Landwirtschaft gegenüber 
der Industrie zu überbrücken. Die 
w eitaus meisten Subventionen aber 
werden verdeckt gegeben durch 
Steuer- und Zollbegünstigungen 
und alle möglichen schwer durch­
schaubaren Manipulationen. Dies 
ist ein Feld, auf dem die parlamen­
tarische und öffentliche Kritik ge­
wiß noch erfolgversprechende An­
satzpunkte hat.

Für nahezu überflüssig wird von 
manchen Seiten die Entwicklungs­
hilfe gehalten, deren  Zweck es ist, 
zu helfen, die Armiit der tropi­
schen Länder zu überwinden. In 
dem Maße aber, w ie unser Schick­
sal immer enger mit der W eltpoli­
tik verflochten wird, werden auch 
diese Leistungen lebenswichtig und 
kommen an Priorität d e r Verteidi­
gung gleich.

Stellenplanüberw achung  
con tra  „P ark in son ’sches G esetz“

Schließlich gilt die allgemeine 
Verwaltung mit ihren Beamtenge­
hältern als übersetzt. Die Stellen­
plan-Überwachung ist jedes Jah r 
wieder eine wesentliche Parla­
mentsaufgabe, da jede Verwaltung 
dem Drang des „Parkinson'schen 
Gesetzes" unterliegt. An den Be­
am tengehältern zu sparen, wie es

augenblicklich die Bundesregierung 
tut, erscheint freilich äußerst kurz­
sichtig. Es stärkt die Tendenz, den 
Staatsdienst zu meiden, was zur 
Folge hat, daß vermutlich die 
Qualifiziertesten dem Staatsdienst 
den Rücken kehren.

Die Aufgabe des Bundestages 
bei den Haushaltsberatungen wird 
darin bestehen müssen, die vielen 
einzelnen Etatposten zu röntgen 
und hier und dort zu kürzen, ent­
stehende Blähungen gewissermaßen 
fortzumassieren. Die großen Aus­
gabenblöcke werden damit nicht 
zusammenschmelzen, im Gegenteil, 
wer m ehr Rüstung fordert oder 
bessere Ausbildungsmöglichkeiten, 
oder den Straßenbau beschleunigt 
sehen möchte, muß zunächst be­
reit sein, dafür mehr Steuern auf­
zubringen. (H. K.)

Ist ein .M aßhalte-Budget* konjunkturpolitisdi notw endig?

D ie  inzwischen nicht mehr ganz 
frische Aufforderung zum M aßhal­
ten hat in  diesen Tagen neue 
A dressaten bekommen, nämlich die 
Ressortminister der Bundesregie­
rung. Die Einsparung öffentlicher 
Ausgaben ist zum Thema ausge­
dehnter Kabinettssitzungen gewor­
den. Abgesehen davon, daß dieses 
Postulat immer einer beachtlichen 
Popularität gewiß sein kann, soll 
damit ein entscheidender Beitrag 
zur Stabilisierung der W irtschafts­
und W ährungslage geleistet und 
den übrigen „Anspruchsberechtig­
ten" auf das Sozialprodukt ein 
leuchtendes Vorbild gegeben w er­
den. Ohne zunächst auf die Begrün- 
dimg einzugehen, w äre dann das 
Problem, welche staatlichen Aus­
gabeposten für Abstriche in Frage 
kämen: Die öffentlichen Investitio­
nen, der öffentliche Konsum oder 
die Einkommensübertragungen?

Öffentliche Investitionen
sin d  K apazitä tserw eiteru n gen

Am häufigsten werden als A n­
satzpunkt für Restriktionsmaßnah­
men öffentliche Investitionsausga­
ben genannt. Sie bilden tatsächlich 
einen außerordentlich großen und 
relativ schnell wachsenden Posten

in den Etats der Gebietskörper- 
schaften. Aber das hat seine sach­
lichen Gründe. Denn die Bundes­
republik bleibt auf vielen Gebieten 
hinsichtlich ihrer „Infrastruktur" im 
w eitesten Sinne noch beträchtlich 
hinter dem Stand in anderen Indu­
strieländern zurück, und darüber 
hinaus stellt h ier das rasche W irt­
schaftswachstum selbst immer 
höhere Ansprüche. Das beste Bei­
spiel bietet das Verkehrs- und 
Nachrichtennetz. Aber auch im Er- 
ziehungs- und W ohlfahrtswesen 
werden — von allen sozialen Ge­
sichtspunkten abgesehen—^̂ die Vor­
aussetzungen für eine möglichst 
rasche gesamtwirtschaftliche Pro­
duktivitätssteigerung geschaffen. 
Ein gleiches gilt selbst für den W oh­
nungsbau, der zudem von größter 
Bedeutung für die ökonomisch er­
wünschte stärkere M obilität der 
Arbeitskräfte ist.

Das alles ist zu bedenken, wenn 
es um Ausgabendrosselung geht. Ein 
entscheidendes Kriterium sollte da­
bei die volkswirtschaftliche „Kapa­
zitätswirksamkeit" der Investitions­
vorhaben sein. Danach bietet sich 
die Folgerung an, daß zumindest 
öffentliche V erwaltungsbauten in
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Phasen hödister . Anspannung auf 
das w irklidi unum gänglidie Maß zu 
besdiränken wären. Ein ganz ande­
re r G esiditspunkt ist' allerdings: 
Besteht überhaupt die tedinisdie 
M öglidikeit, alle geplanten Objekte 
angesidits der Lage auf dem Bau­
m arkt durdizuführen? Diese Frage 
läßt sid i im Grunde gar nidit für 
einen Zeitraum  von mehr als einem 
Jah r — wie bei den Budgetberatun­
gen in  der Regel notwendig — Vor­
aussagen. Die sdilediteste Lösung 
ist h ier die Bildung von wadisen­
den Ausgaberesten, gewissermaßen 
von „Juliustürm en“ einzelner Res­
sorts. Sinnvoll w äre vielmehr, eine 
Entlastung des Haushaltsvolumens 
zu sdiaffen, indem neben dem auf 
jeden Fall durdizuführenden Soll- 
P lan ein Eventual-Plan gesdiaffen 
wird, dessen Realisierung von den 
M öglidikeiten abhängig ist, die sidi 
Laufe des E tatjahrs abzeidinen.

A llgem ein er L ohnauftrieb
d ik tie r t höhere Staatsausgaben

In der zweiten Kategorie der 
öffentlidien Ausgaben, die der lau­
fenden Inansprudinahm e von Gü­
tern  und Diensten gewidmet sind, 
nehm en die A rbeitsentgelte des 
öffentlidien Dienstes den breitesten 
Raum ein. Es ist wohl völlig klar, 
daß der Arbeitgeber hier das Lohn- 
und Gehaltsniveau stets annähernd 
der gesam twirtsdiaftlidien Einkom- 
mensentwidilung anpassen muß. 
Das hat n id it in erster Linie soziale 
Gründe, sondern rein ökonomisdie; 
der Staat kann sidi nur so im Wett­
bewerb um den knappen Faktor 
A rbeitskraft behaupten.

Etwas anderes ist die Zunahme 
der Besdiäftigtenzahl. H ier haben 
die Organisationsäm ter tatsädilidi 
eine w iditige Aufgabe, um der Ge­
fahr einer zu starken Aufblähung 
des Personalbestandes gemäß dem 
Parkinson'sdien Gesetz — der im 
übrigen jedes Großunternehmen 
unterliegt — zu wehren. Aber da­
bei gilt teilweise das gleidie wie 
bei den Investitionen} der ständige 
Ausbau etw a des Erziehungs- und 
W ohlfahrtswesens ist nur mit 
neuem  Personal zu bewältigen.,Es 
handelt sidi hier einfadi um einen 
volksw irtsdiaftlidien „Bedarf“, der 
auf längere Sidit überproportional 
zum Sozialprodukt zunehmen dürfte.

Ein w eiterer großer Posten des 
öffentlidien V erbraudis ist der V er­
teidigungsaufwand. Hier spielen 
offensiditlidi in der Mittelzumes- 
sung außerökonomisdie Faktoren 
eine überragende Rolle. Allerdings 
sollte durdiaus die Tatsadie Aner- 
keimung finden, daß der Platz einer 
Ausgabe ira Verteidigungshaushalt 
sie n id it von vornherein zum Tabu 
stempelt. .

Strenge M aßstabe  
fü r U m verteilung d e r  E inkom m en

Die dritte große Gruppe der 
öffentlidien Ausgaben, die Einkom­
mensübertragungen, sind außer- 
ordentlidi heterogen, zählen dazu 
dodi Sozialrenten ebenso w ie Sub­
ventionen, Entwidilungshilfe und 
W iedergutm adiungszahlungen. Ab­
gesehen von den nadi versidie- 
rungstedinisdien M aßstäben abge- 
widcelten Leistungen haben die Be­
gründungen sozialen oder audi aus­
gesprodien politisdien Charakter. 
Das aber heißt praktisdi, daß 
irgendweldiie sdiwerwiegendeRüdc- 
siditen — sonst w ären die Ausga­
ben nie besdilossen worden — zu­
mindest Einsdiränkungen fast 
immer verhindern. Andererseits 
handelt es sidi hier um einen stän­
digen Umverteilungsprozeß in rein­
ster Form, und neu erhobene Forde­
rungen zielen immer auf die Brief- 
tasdie anderer. Das muß mehr nodi 
als bei anderen Ausgaben zur größ­
ten Sorgfalt bei der Prüfung der 
W ünsdie auf ihre Bereditigung und 
Tragbarkeit verpfliditen.

Es ist gar nidit so verwunderlidi, 
daß sidi keiner der angesprochenen 
Ausgabeposten auf Anhieb als An­
satz zu Einsparungen anbietet. 
Sdiließlidi ist für alle öffentlidien 
Ausgaben eine Reditfertigung vor­
auszusetzen, denn sonst würde das 
V erhalten von Regierungen und 
Parlam enten an V eruntreuung gren­
zen. Man kann sogar bis zu der 
Feststellung gehen, daß sdion die 
anzuerkennenden Ausgabezwecke 
stets die verfügbaren Mittel über­
steigen, da wir audi auf den Gebie­
ten, wo die Bedarfsdedcung nadi 
vorherrsdiender Überzeugung dem 
Staat obliegt, nodi weit von einer 
„gesättigten“ Gesellsdiaft entfernt 
sirid. Zur Debatte steht deshalb 
immer nur die Dringlidikeitsfolge.

Öffentliche Sparsam keit heißt
langsam erer A usgabenanstieg

In quantitativer Sidit kann so das 
Ergebnis der Überlegungen nur fol­
gendes sein: W enn von der Ein­
sparung öffentlidier Ausgaben die 
Rede ist, so geht es — jedenfalls 
für das Budget insgesamt — in der 
Regel nur darum, das Anwadisen 
der öffentlichen Ausgaben zu brem­
sen. Die Beratungen der Bundes­
regierung in diesen Tagen sind 
hierzu praktisdie Illustration genug. 
Heißt das aber, um auf die Begrün­
dung des Sparprogramms zurück­
zukommen, daß die Hoffnungen auf 
eine Stabilisierung der W irtschafts­
und W ährungslage entsprediend 
gedämpft werden müssen?

Nun, es ist überhaupt zu bezweir 
fein, ob die in der öffentlidikeit 
vorherrsdiende Betraditungsweise 
dieser Probleme sehr sinnvoll ist. 
Das gilt einmal für die Gegenüber­
stellung von Haushaltseinnahmen 
und -ausgaben. Die Größe des Sal­
dos und seine Finanzierung vermag 
dodi nur etwas über die Beeinflus­
sung der Liquidität in der W irt­
sdiaft zu sagen. W eldie W irkungen 
davon auf die N adifrage ausgehen 
— und das bleibt konjunkturell ent­
sdieidend — ist eine zweite, kaum 
jemals von vornherein k lar zu be­
antwortende Frage. Den unmittel­
baren Einfluß auf das Konjunktur- 
gesdiehen übt die öffentlidie Hand 
mit ihren direkten Ausgaben für 
Güter und Dienste aus, d. h. mit den 
um die Einkommensübertragungen 
reduzierten Ausgaben.

Ganz konkret zur gegenwärtigen 
Situation in der Bundesrepublik ist 
ferner zu fragen: Sind wir w irklidi 
in einer Ungleidigewiditssituation, 
die durdi eine Überforderung des 
W adistum spotentials gekennzeidi­
net ist? Für 1963 wird in den Haus­
haltsberatungen mit einer realen 
Zunahme des Bruttosozialprodukts 
um 3V2 bis 4 */o gerechnet, d. h. mit 
einem kaum höheren Ergebnis als 
im laufenden Jahr. Dieser Satz aber 
liegt unter dem von dep meisten 
Beobachtern für möglidi gehaltenen.

Einer solchen Annahme wider- 
spridit audi n id it d er Preisauftrieb 
in der Bundesrepublik. Er ist — die 
Erkenntnis brid it sidi offenbar erst 
allmählidi Bahn — kein Ausdrude 
genereller übernadifrage, sondern
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Folge perm anenter Kostensteige­
rungen, die nicht zuletzt von dem 
starken Lohnauftrieb ausgehen. 
Dieser Form eines Ungleichgewichts 
über die Drosselung der Nachfrage 
beikommen, zu wollen, würde aber 
eine zu drastisch restriktive Politik 
der öffentlichen Hand erfordern.

Um je tzt keine Mißverständnisse 
aufkommen zu lassen: H ier wird 
keineswegs einer ungezügelten

Steigerung der öffentlichen Ausga­
ben das W ort geredet. Zwei Dinge 
nur sollten bei alledem beachtet 
werden: Erstens darf man von dem 
vorgeschlagenen„Maßhalte-Budget" 
nicht zuviel erwarten, da es einfach 
kein Patentrezept für eine schnelle 
Beseitigung der angeprangerten 
„Schönheitsfehler" in dem Bild 
unserer gegenwärtigen W irtschafts­
situation gibt. Und zweitens er­
scheint eine W arnung vor gewissen

nicht unbedenklichen Schwächen in 
der zugrundeliegenden konjunktur­
politischen Konzeption angebracht. 
Sie lassen es zumindest dringend 
geraten erscheinen, Überlegungen 
anzustellen, wie die staatliche 
Haushaltsgebarung kurzfristig
flexibler zu gestalten wäre, um sie 
schneller an eine erhebliche Ä nde­
rung der konjunkturellen Voraus­
setzungen im Laufe des Etatjahrs 
anpassen zu können. (G. G.)

P rof. Dr. R obert G . W ertheim er, Cam bridge/M ass.

Schein und Wirklidikeit der amerikanischen Zahlungsbilanz

Der w'ohlinformierte Laie wie auch der Fachmann 
in den USA und im Ausland sind über die großen 

Defizite der amerikanischen Zahlungsbilanz besorgt. 
W ährend man die Defizite des amerikanischen Bün- 
deshaushalts für eine drohende Inflationsgefahr hält, 
sind Defizite dem Ausland gegenüber noch gefähr­
licher, da sie die Stabilität des Dollars, die Gold­
reserve und die gesunde währungspolitische Situation 
der USA als einer führenden Nation der freien W elt 
bedrohen. Der Schock is t um so größer, als eine über­
mäßige Dollarnachfrage erst kürzlich einen nicht 
endenwollenüen Dollarmangel verursachte, der Gold 
wesentlich wichtiger erscheinen ließ als den Dollar.

Eine Analyse des amerikanischen Außenhandels so­
wie der Struktur und der Entwicklung der Zahlungs­
bilanz zeigte jedoch, daß kein grundsätzlicher W andel 
in der internationalen Stellung des Dollar eingetreten 
ist. Demzufolge sind weder Zweifel am Wechselkurs 
noch an der erstklassigen Q ualität des Dollar als 
Reservewährung berechtigt. Die Zahlungsbilanz läßt 
nicht erkennen, daß die amerikanische W irtschaft ihre 
Dynamik verloren hat, d ie  sie w eiterhin ihre füh­
rende Position in  den Volkswirtschaften der freien 
W elt behaupten läßt.

D ie B edeutung des A ußenhandels

Obwohl die USA ein Siebentel aller W arenausfuhren 
der W elt stellen, spielt der Außenhandel für ihre 
W irtschaft weiterhin eine vergleichsweise gering­
fügige Rolle. Der W ert ihrer W arenausfuhr liegt unter 

ihres Sozialprodukts, und selbst der Gesamtwert 
aller Transaktionen ihrer Zahlungsbilanz überschreitet 
mit jährlich 62 Mrd. $ nicht ein Neuntel ihres Brutto­
sozialprodukts. '

Der Trend der amerikanischen Ausfuhr hat sich in den 
letzten Jahren  nicht wesentlich geändert. Die Einnah­
men aus laufenden Posten für W aren und Dienstlei­
stungen betragen jährlich 22—28 Mrd. $ und erbrin­
gen regelmäßig einen Nettoüberschuß von mehreren 
M illiarden Dollar gegenüber den Einfuhren. Dieser 
Ubersdiuß (1961: 6,9 Mrd. $) entstammt gewöhnlich 
zu drei V ierteln den W arentransaktionen und zu

einem V iertel den Dienstleistungen. Es handelt sich 
hierbei um einen echten, keinen künstlichen Über­
schuß (da die Au'slandshilfe nur Exporte im W erte 
von 2 Mrd. $ finanziert), der als Schlüssel für eine 
richtige A nalyse der amerikanischen Zahlungsbilanz 
dienen sollte.

Typische Defizite der USA entstehen aus Auslands­
ausgaben, die Verteidigungszwecken dienen, sowie 
aus großen privaten Kapitalexporten, die die Über­
schüsse aus den laufenden Posteii übersteigen. Die 
Akkumulierung dieser Defizite, zu denen viele Jahre 
lang großzügige Zuschüsse und Hilfeleistungen an 
auswärtige Länder hinzukamen, hat die bekannten 
Dollar-Forderungen d er Überschußländer verursacht. 
Abgesehen von diesen bestehenden Verpflichtungen 
scheinen die Aussichten dafür, daß zusätzliche Dollar­
schulden durcäi ein neues Gleichgewicht der Zahlungs­
bilanz in den kommenden Jahren verm ieden werden 
können, günstig. Verteidigungsausgaben im Ausland 
sind zeitlich begrenzt, und zunehmende Beiträge des 
Auslands und/oder der Erwerb von Verteidigungs­
ausrüstungen durch andere Staaten in  den USA soll­
ten das Defizit der amerikanischen Zahlungsbilanz 
künftig vermindern. Auch für den privaten Netto- 
Kapitalexp'ort sollte aus Gründen, die später erläutert 
werden, eine Abnahme zu erw arten sein.

Zusammengefaßt läßt sich also sagen, daß das gegen­
w ärtige Bild deutlich erkennen läßt, daß die ameri­
kanische Handels- und Zahlungsbilanz im Grunde ge­
sund ist. Die USA haben sich nicht durch zu hohe 
Preise vom W eltm arkt selbst ausgeschaltet, außerdem 
sind die Produktionskosten je  Einheit der für den 
Export oder den Binnenmarkt bestimmten Güter in 
den letzten Jahren viel weniger gestiegen als d ie  ent­
sprechenden Kosten in den  Konkurrenzländern. 2)

D er ü b ersd iu ß  auf dem  W aren- u nd  D ienstleistungskonto betrug 
von  1950 bis 1961 einsdiließ lid i 54 M rd. .

*) N adi e in e r A bhandlung von Hodgson im  „H arvard Business 
R eview “ vom D ezem ber 1960 sind d ie  A rbeitskosten  je  Produki- 
einheit von 1953 bis 1958 in den USA um 3 "/o, in G roßbritannien 
um 26 Vo und  in  F rankreid i und der B undesrepublik um jew eils 7 "/o 
gestiegen. Seitdem  haben sid i d ie  V erhältn isse  nod i m ehr zugun­
sten d e r USA entw idtelt. Die d u rd isd in ittlid ien  B rutto-Stundenver- 
d ienste  (ohne zusätzlid ie V ergünstigungen) s tiegen  von 1950 bis 
Ende 1961 in den USA um 65 "/o, in  der B undesrepublik  aber um 
144
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